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DerBaslerGrosse Ratwill eine ge-
setzliche Grundlage für die Aus-
lagerung von Informatikdienst-
leistungen. Er hat am Mittwoch
eine entsprechendeMotionmit 76
zu 21 Stimmen an die Regierung
überwiesen. Hintergrund ist der
umstrittene Entscheid, die Cloud-
LösungMicrosoft 365 in derVer-
waltung einzuführen.

DieMotionärinAnina Ineichen
(Grüne) nannte in ihremVorstoss
Risiken dieser Cloud-basierten
Lösungen – wie etwa mangeln-
de Transparenz über die Server-
standorte, eingeschränkte Kon-
trollrechte und die Gefahr von
Zweckentfremdung. Daher solle
eine neue gesetzliche Grundla-
ge dazu klare Regelungen schaf-

fen. Insbesondere sei zu klären,
ob und welche Personendaten in
Clouds ausgelagertwerden sollen.

Unterstützung erhielt Ineichen
während derDebatte imGrossen
Rat von linker Seite sowie von
der GLP und der SVP. Die Partei-
en wünschten sich eine genau-
ere Abklärung. Es sei dringend
angezeigt, dass die Legislative
sich dazu äussere,wie undwodie
Daten auf der Cloud gespeichert
würden, sagte Grossrätin Salo-
meBessenich (SP).Gutachten, die
die Sicherheit von Daten auf der
CloudvorZugriffen aus demAus-
land abwägen, stammennoch aus
derZeit vorTrump.«Mit derWahl
von Donald Trump sind aber un-
zählige Sicherheiten verloren ge-

gangen», so Bessenich. «Der US-
amerikanische Cloud-Act erlaubt
Zugriff auf alle Daten, egal,wo die
sich befinden.»

100-prozentige Sicherheit
nur «auf Papier»
LDP und FDP stellten sich hin-
gegen auf den Standpunkt, dass
es keine zusätzlichen gesetzli-
chen Grundlagen für Cloud-Lö-
sungen brauche. Oliver Battag-
lia (LDP) wies darauf hin, dass
der Kanton nicht alle Daten in
der Cloud speichere. So arbeite
man etwa bei den Steuerdaten
mit der Software namens «Nest»,
die nichts mit Microsoft zu tun
habe. Regierungsrätin Tanja So-
land (SP) wehrte sich gegen die

Kritik am IT-Entscheid für den
Kanton. Nicht alle Daten seien
für den Eingang in die Cloud be-
stimmt,dies sei einMissverständ-
nis. Die Verwaltung schaue dies
genau an. Eine 100-Prozent-Si-
cherheit gebe es aber nicht, sonst
müsse der Kanton jawieder «auf
Papier» umsteigen, sagte Soland.

Im April dieses Jahres gab die
Regierung die Einführung der
Microsoft 365 Cloud (M365) in
derVerwaltung bekannt.Die Da-
tenschutzbeauftragte des Kan-
tons, Danielle Kaufmann, kriti-
sierte diesen Entscheid.

Andrea Schumacher
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Basler Parlament fordert klare Regeln
für Cloud-Auslagerung bei Microsoft 365
Datenschutz im Kanton Der Grosse Rat hat eine Motion für eine gesetzliche Grundlage
zur Auslagerung von IT-Dienstleistungen überwiesen.

Regierungsrat Der Regierungsrat
des Kantons Basel-Stadt möchte
das Personalgesetz anpassen,wie
er am Mittwoch mitteilte. Neu
würde bei einem Rekurs gegen
eine Kündigung die Weiterbe-
schäftigungspflicht durch eine
Entschädigungsregelung ersetzt.

Eine Entschädigung sollmaxi-
mal einen Jahreslohn umfassen.
Die Regierungwill das Gesetz da-
mit an jene anderer Kantone an-
gleichen und die bisherige «nicht
mehr zeitgemässe und unprakti-
kable» Regelung aufheben.

Neue Regelung für Kader
Die neueRegelung sieht ebenfalls
vor, dass die aufschiebendeWir-
kung von Rekursen und mit ihr
die Lohnfortzahlungspflicht ent-
fällt.Derzeit könnten ausbezahlte
Löhne nicht mehr zurückgefor-
dertwerden, selbstwenn derRe-
kurs abgewiesen werde.

Für Kaderpersonal ab der Lohn-
klasse 21 soll zudem ein neuer
Kündigungsgrund angeführt
werden können: «Wegfall der
gedeihlichen Zusammenarbeit
mit Vorgesetzten».Aus Sicht der
Regierungmuss sich der Kanton
«zeitgerecht» von Personen in
zentralen Funktionen trennen
können, um negative Auswir-
kungen auf die Erfüllung wich-
tiger staatlicherAufgaben zumi-
nimieren.

Im Gegenzug soll das Ka-
derpersonal Anspruch auf eine
«angemessene Abfindung» ha-
ben, wie es weiter heisst. Die
Abfindung soll zwischen einem
halben und einem ganzen Jah-
reslohn betragen. Die Regie-
rung begründet dies damit, dass
durch den neuen Kündigungs-
grund einNachteil für Kader ge-
genüber anderen Mitarbeiten-
den entstehe. (SDA)

«Nicht mehr zeitgemäss»:
Kanton passt Personalgesetz an

Andrea Schuhmacher

Ein Anzug von Basta-Grossrat
Oliver Bolliger sorgte am Mitt-
woch im Basler Grossen Rat für
eine äusserst emotionale Debatte
zu später Stunde. Das Thema:
Soll die BaslerRegierung zeitnah
humanitäre Hilfe für die Zivil
bevölkerung in Gaza leisten?

«Ja, die humanitäre Lage in
Gaza ist schwierig, das bestreitet
niemand», sagte SVP-Grossrat
Joël Thüring, «aber dieser An-
zug ist einseitig, politisch gefärbt
und blendet die Realität aus: dass
nicht Israel, sondern die Terror-
organisationHamas diesenKrieg
startete.»DerKanton könnenicht
Gelder sprechen, ohne zu wis-
sen,wohin diese fliessen.DieHa-
mas habe dort das Sagen: «Somit
stärkt jeder Franken denTerror.»
Erhabe imVorstoss «mindestens
teilweise» ein «israelfeindliches
Narrativ» herausgehört, fügte
Thüring an.

ImAnzugwird unter anderem
geschrieben, dass die «aktuelle
Situation in Gaza» ein «mensch-
liches Drama und eine humani-
täre Katastrophe» sei. Seit zwei
Monaten blockiere die israelische
Regierung «jegliche internatio-
naleHilfslieferungen nachGaza»
und «die Essensvorräte neigen
sich dem Ende zu».

Mitte-Grossrat Daniel Albietz
unterstellte den Anzugsstellern
ebenfalls mit dem Anzugstext,
«antiisraelische oder israelfeind-
liche Narrative» zu transportie-
ren und somit «Hamas-Propa-
ganda» zu verbreiten. «Solche
Anzüge fördern den grassieren-
den Antisemitismus.»

Bolliger wehrt sich gegen
Vorwürfe
«Schämen Sie sich, schämen
Sie sich, schämen Sie sich»,
erwiderte Grünen-Grossrätin
Fleur Weibel unter Tränen ih-
ren Ratskollegen. «Es geht hier
in diesem Anzug darum, Gelder
für humanitäreHilfe zu beantra-
gen.» Das habe mit Hamas-Pro-
paganda nichts zu tun. «Was Sie

hier machen, ist dieses Parla-
ments unwürdig.»

Grossrat Thomas Widmer-
Huber (Mitte-EVP) zeigte sich
erstaunt überWeibels Äusserun-
gen: «Daswar fürmich ein klarer
persönlicher Angriff.» Das Prä-
sidium hätte eingreifen müssen.
«Es ist ein emotionales Thema,

aber es gibt für mich auch Gren-
zen imUmgangmit anderenRats-
kolleginnen und Ratskollegen.»

OliverBolligerwehrte sich sei-
nerseits gegen die Vorwürfe von
Daniel Albietz und Joël Thüring,
ein Hamas-Sympathisant oder
antisemitisch zu sein: «Das ist
eine absolute Frechheit, und ich

hätte mir auch hier gewünscht,
dass da etwas gesagt worden
wäre, aber das ist ja nicht immer
so einfach in einer solchenDebat-
te.» Er habe den Anzug gestellt,
damit geprüft werden könne, ob
derKantondas LeidenderZivilbe-
völkerung inGaza reduzierenkön-
ne. «Ich bin emotional nichtmehr

in der Lage, dieses grosse Leid zu
erfassen», so Bolliger weiter, «es
übersteigtmeineMöglichkeiten.»

Unterstützung erhielt er von
SP-Grossrat Daniel Gmür: «Wenn
es dieHamas nichtmehrgibt und
wenn der Konflikt beendet ist,
wird Gaza immernoch ein Land-
streifen sein, in dem diemeisten
Personen in desolaten Zustän-
den hungern, ihr Zuhause verlo-
ren haben undmehrfachvertrie-

benwurden.» Es gehe in diesem
Anzug einzig und allein darum,
zu prüfen, wie die Zivilbevölke-
rung unterstützt werden könne.
«Ichwerde dieseAussage noch so
oftmachen, bis Sie aufhören, die
Augen zu verdrehen», sagte er in
Richtung der Kritiker.

Der Grosse Rat überwies den
Anzug schlussendlichmit 56 zu 34
Stimmen bei 5 Enthaltungen. SP,
Grüne, Basta und GLP sprachen
sich für den Anzug aus, während
die Fraktionen LDP, FDP, SVPund
Mitte-EVPdagegen stimmten.Das
bedeutet, dass die Regierung nun
prüfen und berichten muss, ob
humanitäre Hilfe für die Zivilbe-
völkerung inGaza durch denKan-
ton geleistet werden soll.

Bolligers Vorstoss schlägt der
Regierung zudemvor, eine Betei-
ligung beimWiederaufbau nach
Beendigung des Krieges zu prü-
fen. Er nennt auch Unterstüt-
zungsprogramme zur Behand-
lungvonpsychischenKriegstrau-
matisierungen aller Betroffenen
und «friedensfördernde Mass-
nahmen» aus der Zivilbevölke-
rung in Gaza und Israel. Zusätz-
lichwerden auch eineAufnahme
von Flüchtlingen und Kindern
sowie die Option einer «Städte-
partnerschaft mit einer Stadt in
Gaza oder in den palästinensi-
schen Gebieten» genannt.
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Dann sagt die Grossrätin unter Tränen:
«Schämen Sie sich!»
Debatte um Gaza-Hilfe aus Basel Im Grossen Rat gehen die Meinungen zu humanitärer Hilfe für Gaza auseinander.
Bürgerliche werfen Anzugssteller Oliver Bolliger (Basta) gar «Hamas-Propaganda» vor.

Vertriebene Palästinenser flüchten aus Gaza-Stadt am 17. September entlang der Küste in Richtung Süden.
Die Situation im Gazastreifen beschäftigte am selben Mittwoch auch das Basler Parlament. Foto: AP

Oliver Bolliger (Grossrat Basta)
will das Leiden der zivilen
Bevölkerung in Gaza reduzieren.

SVP-Grossrat Joël Thüring
sprach sich gegen die humanitäre
Hilfe aus. Fotos: Dominik Plüss

Grünen-Grossrätin Fleur Weibel
war entsetzt über die Reaktion
der Bürgerlichen. Foto: Lucia Hunziker

Grosser Rat Die Handänderungs-
steuer soll im Kanton Basel-Stadt
halbiert werden. Der Grosse Rat
hat am Mittwoch eine entspre-
chende Motion knapp mit 50 zu
49 Stimmen an die Regierung
überwiesen. Der Stichentscheid
von Grossratspräsident Balz Her-
ter (Mitte) ermöglichte das. Dazu
kam es,weil sich das Ja-Lagermit
Mitte-EVP, FDP, LDP und SVP
und das Nein-Lager mit SP, Grü-
nenundBasta gleich stark gegen-
überstanden.

DieMotionvonBrunoLötscher
(Mitte) fordert, dass der Kanton
die Handänderungssteuer von
3 Prozent auf 1,5 Prozent senkt.
Der Kanton erhebt diese Steuer
beim Erwerb eines Grundstücks.
Uneinig waren sich Befürworter
undGegner bei der Funktion die-
ser Steuer. Sie sorge für Stabilität
auf dem Immobilienmarkt, da sie
dafür sorge, dass Eigentümer-
wechsel nicht zu schnell und spe-
kulativ geschehenwürden, sagte
Patrizia Bernasconi (Basta). Mo-
tionär Lötscher erwiderte, dass
längst die Grundstückgewinn-
steuer diese Funktion übernom-
men habe. Eine wirkliche Aufga-
be habe dieHandänderungssteu-
erheute nichtmehr.Daniel Gmür
(SP) sagte, eine Halbierung sei
«nichts anderes als eine Steuer-
senkung für den wohlhabenden
Teil der Bevölkerung», während
Lötscherdies als «Wiederherstel-
lung derSteuergerechtigkeit» be-
zeichnete.

Rund 25Millionen Franken
pro Jahr
Luca Urgese (FDP) sprach im
Grossen Rat von einer «unsozia-
len Steuer», gerade für junge Fa-
milien, die Mühe hätten, sich ein
Eigenheim zu leisten. Der Staat
erhebe diese Steuer einfach des-
halb, weil er es könne, sagte Ur-
gese weiter.

«Ja, es ist eine Steuer», erwi-
derte FinanzdirektorinTanja So-
land (SP). Eine Halbierung der
Einnahmen von heute rund 50
Millionen Franken bedeute, dass
25Millionenwoanders imBudget
fehlenwürden. Zudem seien Lie-
genschaftsbesitzende «nicht die
Armen im Kanton», da Grundei-
gentumhier ein Privileg sei.Trotz
Widerstandvonseiten derRegie-
rung entschied sich das Parla-
ment letztlich für eine Erstüber-
weisung der Motion zur Hand
änderungssteuer. (SDA)

Basel soll Steuer
für Handänderung
halbieren
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